Wir veréffentlichen einen Brief der IALANA an die Bundeskanzlerin, alle Bundesministeri-
en und den Deutschen Bundestag, der sich mit den von deutschem Boden ausgehenden,
auch mit Kampfdrohnen durchgefiihrten US-Kriegshandlungen befasst, und die drei bisher
dazu eingegangenen Antworten.

Friedenspolitische Mitteilungen aus der
L U FT P 0 ST US-Militarregion Kaiserslautern/Ramstein

LP 180/15 — 25.09.15

Ein Brief der IALANA an die Bundeskanzlerin,
alle Bundesministerien und den Bundestag und drei Antworten

Die deutsche Sektion der International Association of Lawyers Against Nuclear Arms /
IALANA (die Internationale Vereinigung der Juristen und Juristinnen gegen atomare, biolo-
gische und chemische Waffen — Fur gewaltfreie Friedensgestaltung) hat am 17.05.2015
gleichlautende Briefe zu den Themen "Amerikanische Kriegsfihrung von deutschem Bo-
den, Bundeswehr und Kampfdrohnen, Frieden durch Recht" an Bundeskanzlerin Angela
Merkel, alle Bundesminister/innen und den Bundestag geschrieben.

Als Beispiel fur alle gleichlautenden Briefe veroffentlichen wir eine Kopie des an Frau Dr.
Barbara Hendricks, die Bundesministerin fur Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit,
gerichteten Briefes und Kopien der drei bisher vom Bundeskanzleramt, vom Auswartigen
Amt und vom Bundesministerium der Verteidigung eingegangenen Antworten.

Grafik entnommen aus https://firstlook.org/theintercept/2015/04/17/ramstein/

Nach den abgedruckten Dokumenten folgt ein kurzer LUFTPOST-Kommentar.
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Berlin, 17. September 2015

D2/11874

Amerikanische Kriegsfithrung von deutschem Boden, Bundeswehr und
Kampfdrohnen, Frieden durch Recht

Sehr geehrte Frau Bundesministerin!
Der Anlass dieses Schreibens

Das Magazin DER SPIEGEL vom Samstag, 18. April, Seite 20 ff. (anbei}, berich-
tete unter dem Titel ,Der Krieg via Ramstein® dariiber, dass die amerikanischen
Streitkrafte praktisch alle Drohnenangriffe der Air Force Uber die Air Base
Ramstein (ABR) abwickein. Die Bundesregierung weil davon und hat rechtliche
Zweifel an den Eins#tzen. Aber sie setzt sich nicht durch, obwohl es immer wie-
der zu ,extralegalen Totungen” kommt. Das darf im deutschen Rechisstaat nicht
sein.

AuBerdem will Deutschiand, zusammen mit Frankreich und Italien, ein Drohnen-
programm starten. Der Bundestag soll entscheiden, ob auch Kampfdrohnen pro-
duziert werden. Davor méchten wir wamen. Denn die Kriegfithrung unter Einsatz
von Kampfdrohnen wiirde in die Rechtswidrigkeit fihren. Das wissen wir vom
Drohnenkrieg der amerikanischen Streitkrafte in Afghanistan oder der CIA, z.B. in
Pakistan oder im Jemen.

Co-Prasident der International Association Of Lawyers Against Nuclear Arms:
Prof. Dr. h.c. mult. Christopher Gregory Weeramantry
Vizeprésident des Internationalen Gerichtshofs in Den Haag i. R.
Triager des UNESCO Prize for Peace Education 2006 / Triger des Right Livelihood Award 2007

IALANA Geschiiftsstelie Tel.: (030) 20 8548 57 Bankverbindung:
Marienstrabe 19-20 Fax (030) 20 6548 58 IBAN: DE64 5335 0000 1000 6680 83
10117 Bedin E-Mail: inffo@ialana.de BIC: HELADEF1MAR

Homepage: www.iadlana.de Sp Marburg-Bi pf
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Deutschiand befindet sich auf einem gefahrlichen Weg. Denn seit Jahrzehnten fihren die ameri-
kanischen Streitkrafte von deutschem Boden aus rechiswidrig Krieg — leider auch unter deutscher
Beteiligung. Zwar wurden diese Kriege — Jugoslawien 1999, Afghanistan seit 2001, Irak 2003, Li-
byen 2011 — im Wesentlichen von den amerikanischen Streitkraften in Deutschland gefiihrt. Die
strategische Leitung lag beim European Command (EUCOM), beim African Command (AFRICOM)
und beim CENTCOM in Stuttgart. FGr die militarische Fithrung wurde die ABR benutzt.

Deutschland beteiligte sich teilweise militirisch an diesen Kriegen, wie Jugoslawien, Afghanistan.
Wenn Deutschiand nach auen an den Kriegen nicht beteifigt war — {rak 2003, Libyen 2011 — un-
tersttzte es diese logistisch, insbesondere durch die Gewshrung von Nutzungs- und Uberflug-
rechten.

Eine ausfiihrlichere Darsteliung der amerikanischen Kriegfithrung, teilweise unter deutscher Betei-
ligung, und ihre rechtliche Bewertung finden Sie in der Anlage.

Die Rolle der ABR fiir die Drohnenkriegfiihrung

Die amerikanischen Streitkrafte benutzen fir die Logistik ihrer Kriegfithrung vor allem ihre ABR, die
grélte und wichtigste amerikanische Air Base auBerhalb der USA. Dort landen und starten alle
drei Minuten amerikanische Flugzeuge. Die US-Drohnenkriegfilhrung wird Uber ABR gesteuert,
und zwar Uber das Air and Space Operations Centre {(AOC), und eine SATCOM-Satellitenstation.
Uber Jahre hinweg hat ein hoher deutscher Offizier, Oberstieutnant Schuiz, im AOC gearbeitet.
Die Einzelheiten der Kriegfiihrung kennen wir aus den Recherchen der Stddeutschen Zeitung (SZ
vom 4. April 2014 {iber die deutsche ,Fassade der Unschuld®, vom 24. September 2014 zur Droh-
nenjagd auf Osama bin Laden, vom 20. Marz 2015: ,Was die Regierung unter Aufkldrung ver-
steht', aus dem Buch der Journalisten John Goetz/Christian Fuchs: Geheimer Krieg, 1. Auflage
2013, und aus der Webseite hitp://www.luftpost-kl.de/ des Lehrers i.R. Wolfgang Jung, der in ei-
nem Prozess vor dem Bundesverwaltungsgericht anstrebt, die amerikanische Drohnenkriegfiih-
rung Gber ABR zu unterbinden). Dementis der amerikanischen Streitkrafte oder der Bundesregie-
rung hierzu sind nicht bekannt geworden.

Die Drohnenkriegfithrung kann rechtmafig sein, aber wir wissen wegen der unverhaitnismaBig-
groBen Zahl an zivilen Opfern, dass sie per saldo in die Rechtswidrigkeit fihrt. Die Bundeswehr
misste bei jedem Einsatzbefehl einen militidrischen Rechtsberater dabeisitzen haben. Es ist ab-
sehbar, dass eine groe Zahl von Einsatzen im Deutschen Bundestag diskutiert wird. Das kann
aber auch der Bundestag nicht stemmen: Direkt in eine weltweite deutsche Kriegfithrung einge-
bunden zu werden.
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Das Bundesverwaltungsgericht ermahnt die Bundesregierung

Das Bundesverwaltungsgericht hat sich im Beschiuss vom 20. Januar 2002 (Aktenzeichen
BVerwG 4 B 45.08), in dem es um die Erweiterung des Militarflugplatzes Ramstein ging, auch mit
der amerikanischen Kriegfiihrung Uber ABR befasst. im Hinblick auf den Vortrag der Klagerinnen,
dass die amerikanischen Flugbewegungen Uber Ramstein in groRem Umfang rechtswidrig seien,
schrieb das Bundesverwaltungsgericht:

.Der Einflug in den deutschen Luftraum und der Ausflug sind grundsétzlich erfaubnispflichtig (§ 2
Abs. 6 und 7 LuftVG) [...]. Die Erfaubnis zum Einflug von auslandischen Luftfahrzeugen, die im Mi-
litérdienst verwendet werden, erteilt das Bundesministerium der Verteidigung (§ 97 Abs. 1 Luft-
VZO) [...). Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn die Benutzung des deutschen Luftraumes die 6f-
fentliche Sicherheit, zu der auch die allgemeinen Regeln des Volkerrechts gehoren, geféhrden
wiirde. Erlaubnisfreien Fliigen kann der Einflug in das deutsche Hoheitsgebiet untersagt werden,
wenn der Verdacht besteht, dass der Verkehr die 6ffentliche Sicherheit stort oder geeignet ist,
Handlungen zu dienen, die verfassungswidrig im Sinne des Art. 28 Abs. 1 GG sind [danach ist die
Vorbereitung eines Angriffskriegs verfassungswidrig und strafbar, die IALANA]. Entsprechendes
gitt fiir die Flugbewegungen, die gegen das vilkergewohnheitsrechtliche Gewaltverbot oder Art. 2
Abs. 4 UN-Charta verstoBen [...]* (im Art. 2 Abs. 4 UN-Charta ist das Gewaltverbot geregelt; schon
die Androhung von Gewalt ist ohne Mandat des Sicherheitsrats rechtswidrig).

Wir beantragen bei der Bundesregierung, dass sie in Ausfihrung dieses Beschlusses alle ameri-
kanischen Flugbewegungen iiber ABR auf ihre volkerrechtsmagige Vereinbarkeit Gberprift. Dazu
gehort auch die Steuerung der amerikanischen Drohnen Gber Ramstein, die von der Air Force in
Afghanistan und vom CIA in Pakistan, im Jemen u.a. eingesetzt werden.

Den Deutschen Bundestag fordern wir auf, im NSA-Untersuchungsausschuss das Thema der
Kriegfuhrung Uber ABR, auch mit Drohnen, umfassend aufzuki@ren und die Bundesregierung zu
Konsequenzen aufzufordern, wenn sich ergeben sollte, dass der Vortrag der deutschen IALANA
und die einschiagigen Berichte in den Medien stimmen.

Mit freundlichen Griifden,
im Namen des Vorstands der deutschen IALANA:

Otto Jackel Dr. Peter Becker

Vorsitzender Co-Prasident der Internationalen JALANA
Schatzmeister der deutschen IALANA
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Berlin - August 2015

Sehr geehrter Herr Jackel,
sehr geehrter Herr Dr. Becker,

haben Sie vielen Dank fiir Ihr Schreiben vom 27. Mai 2015 an Bundeskanzlerin
Dr. Angela Merkel, in dem Sie auf die Nutzung des US-amerikanischen Luft-

waffenstitzpunktes Ramstein und deren volkerrechtliche Bewertung eingehen.

Die Nutzung des Stiitzpunktes Ramstein ist seit langerer Zeit immer wieder Gegen-
stand 6ffentiicher und parlamentarischer Erdrterung gewesen. Die Bundesregierung
steht zu diesem Thema mit der US-Regierung in einem vertrauensvollen Dialog, in
‘dem sie auch die Notwendigkeit der in Artikel Il des NATO-Truppenstatuts vorge-
schriebenen Achtung deutschen Rechtes durch die in Deutschland stationierten US-
Streitkrafte zur Sprache bringt.

in diesem Kontext hat die Bundesregierung der amerikanischen Regierung im April
2014 auch Fragen nach einer méglichen Nutzung deutscher Standorte durch ameri-
kanische Streitkrafte fir bewaffnete Einsétze unbemannter Luftfahrzeuge bermit-
telt. Die amerikanische Regierung hat zuletzt im Januar 2015 versichert, dass Ein-
satze von unbemannten Luftfahrzeugen in Afrika von Deutschland aus in keiner
Weise gesteuert oder durchgefihrt wirden. Darlber hinaus fielen auch samtliche
Entscheidungen Uber Einsatze unbemannter Lufifahrzeuge im Kommandobereich
von U.S. AFRICOM durch die US-Regierung in Washington.
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HEVN Ganz allgemein gilt fur den Einsatz von unbemannten Luftfahrzeugen (Unmanned
Aerial Vehicle, UAV), dass sich dessen Vereinbarkeit mit dem Volkerrecht nur im
Einzelfall beurteiien lasst, wenn alle relevanten Tatsachen bekannt sind. Sie erfor-
dert die Berlicksichtigung des volkerrechtlichen Gewaltverbotes und seiner Aus-

nahmen und richtet sich innerhalb eines bewaffneten Konfliktes nach den einschia-
gigen Regeln des humanitaren Vdlkerrechts.

Mit freundlichen Griiten
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Berlin, 8. Juli 2015
Sehr geehrter Herr Jackel, sehr geehrter Herr Dr. Becker,

vielen Dank fiir Ihr Schreiben an Bundesminister Dr. Steinmeier vom 27. Mai 2015, in
dem Sie auf die Nutzung des US-amerikanischen Luftwaffenstiitzpunktes Ramstein und
deren volkerrechtliche Bewertung eingehen. Das Schreiben ist mir zur Beantwortung

weitergeleitet worden.

Die Nutzung des Stiitzpunktes Ramstein ist seit ldangerer Zeit immer wieder Gegenstand
Offentlicher und parlamentarischer Erdrterung gewesen. Die Bundesregierung ist zu
diesem Thema mit der US-Regierung in einem vertrauensvollen Dialog, in dem sie auch
die Notwendigkeit der in Artikel Il des auch von Thnen zitieten NATO-Truppenstatuts
vorgeschriebenen Achtung deutschen Rechtes durch die in Deutschland stationierten

US-Streitkrifte zur Sprache bringt.

In diesem Kontext hat die Bundesregierung der amerikanischen Regierung im April
2014 auch Fragen nach einer moglichen Nutzung deutscher Standorte durch
amerikanische Streitkrifte fiir bewaffnete Einsitze unbemannter Luftfahrzeuge
libermittelt. Die amerikanische Regierung hat zuletzt im Januar 2015 versichert, dass
Einsatze von unbemannten Luftfahrzeugen in Afrika von Deutschland aus in keiner ‘
Weise gesteuert oder durchgefiihrt wiirden. Dariiber hinaus fielen auch simtliche
Entscheidungen iiber Einsitze unbemannter Luftfahrzeuge im Kommandobereich von
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U.S. AFRICOM durch die US-Regierung in Washington. Mit diesem Dialog kommt die
Bundesregierung ihren rechtlichen Verpflichtungen nach.

Ganz allgemein gilt fiir den Einsatz von UAYV, dass sich seine Vereinbarkeit mit dem
Volkerrecht nur im Einzelfall beurteilen 14sst, wenn alle relevanten Tatsachen bekannt
sind. Sie richtet sich innerhalb eines bewaffneten Konfliktes nach den einschligigen
Regeln des humanitdren Vlkerrechtes iiber den Schutz von Zivilpersonen und zivilen
Objekten, unter Berticksichtigung des volkerrechtlichen QewaIWerbotes und seiner

Ausnahmen.

Zu der Diskussion tiber eine Beschaffung von UAV durch die Bundeswehr darfich Sie

an das Bundesministerium der Verteidigung verweisen.

Mit freundlichen Griiflen
Im Auftrag

/',_"
O - -ﬁ%o\
Fixson |
Vortragender Legationsrat 1. Klasse
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gemere Ihr Schreiben vom 27. Mai 2015

Berlin/Z, Juli 2015

Sehr geehrterA Herr Jackel, sehr geehrter Herr Dr. Becker,

vielen Dank fur Ihr Schreiben vom 27. Mai 2015 an Frau Bundesministerin Dr. von
der Leyen. Sie hat mich gebeten, lhnen zu antworten.

Die Air Base Ramstein und die sich darauf befindliche Satelliten-Relais-Station wird
von den USA ohne die Mitwirkung oder Einbeziehung der Bundesregierung betrieben
und genutzt. Die amerikanische Regierung hat der Bundesregierung zugesichert,
dass amerikanische Einsatze von unbemannten LUftfahrzeugen in keiner Weise von
Deutschland aus gesteuert oder durchgefijhrt wirden und sdmtliche Entscheidungen
Uber Einsatze unbemannter Luftfahrzeuge durch die US-Regierung in Washington
fielen. Jedwedes Handeln der Vereinigten Staaten von deutschem Staatsgebiet aus

érfolge nach den Regeln dés geltenden Rechts.

Selbst wenn die Air Base Ramstein eine Rolle beim Datentransfer zu Drohnen der
USA oder zu deren Steuerung einnehmen sollte ist damit schlieflich keineswegs
zwingend ein Rechtsbruch oder gar eine Straftat verbunden, die von deutschem

Boden ausginge.
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Unter rechtlichen Gesichtspunkten kann nur ein konkreter Drohneneinsatz bei
Kenntnis aller méﬂgeblichen Tatsachen‘bewertet werden. Dies ist immer eine Frage
des Einzélfalls, wobei in erster Linie Ziel des Einsatzes, auRere Rahmenbedingun-
gen und gegebener Kenntnisstand der Verantwortlichen im Mittelpunkt stehen wiir-

den und weniger die Struktur des Datentransfers.

Hinsichtlich der Diskussion um eine Beschaffung von Drohnen darf ich auf die

die Sachverstandigenanhdrung des Verteidigungsausschusses vom 30. Juni 2014
zum Thema Volker-, verfassungsrechtliche sowie sicherheitspolitische und ethische
Fragen im Zusammenhang mit unbemannten Luftfahrzeugen, die tiber Aufklarung
hinaus auch weitergehende Kampfféhigkeiten haben" (siche
www.deutscherbundestag.de) hinweisen. Ungeachtet auch durchaus unterschiedli-
cher inhaltlicher Positionen unter den angehdrten Sachverstandigen wurde in die-

sem Zusammenhang festgestellt, dass keine grundséatzlichen rechtlichen Bedenken
hinsichtlich der Beschaffung und des moglichen Einsatzes auch bewaffneter Droh-

nen bestehen.

Mit freundlichen GrilRen |
Im Auftrag -

Sobiny

Soh}m

Unser Kommentar

Das IALANA-Schreiben beinhaltet eine schliissige Kurzdarstellung der rechtlichen Proble-
matik von US-Kriegseinsétzen, die direkt — oder wie der US-Drohnenkrieg — indirekt von
deutschem Boden ausgehen. Wir méchten nur auf zwei Unstimmigkeiten auf S. 2 dieses
Schreibens hinweisen. Das EUCOM und das AFRICOM haben ihren Sitz in Stuttgart, das
CENTCOM residiert aber auf der MacDill Air Force Base in Tampa, Florida (s. http.//ww-
w.luftpost-kl.de/luftpost-archiv/LP_13/L P20714 291214.pdf ). Der deutsche Offizier, der
im AOC auf der U.S. Air Base Ramstein gearbeitet hat, ist der Bundeswehr-Oberstleut -
nant Ulrich Scholz (s. Christian Fuchs / John Goétze: Geheimer Krieg, Rowohlt, Reinbek
bei Hamburg, S. 88).

In allen drei Antwortschreiben beruft man sich auf eine irrefiihrende Antwort der US-Re-
gierung auf eine Frage, die so nicht zu stellen ist.
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In der Antwort des Bundeskanzleramtes und der bis auf die Schlusspassage gleichlauten-
den Antwort des Auswaértigen Amtes ist zu lesen: "Die amerikanische Regierung hat zu-
letzt im Januar 2015 versichert, dass Einsétze von unbemannten Luftfahrzeugen in Afrika
von Deutschland aus in keiner Weise gesteuert oder durchgefiihrt werden."

Das Bundesministerium der Verteidigung redet sich zunédchst damit heraus, dass " die Air
Base Ramstein und die sich darauf befindliche Satelliten-Relais-Station ohne die Mitwir-
kung oder Einbeziehung der Bundesregierung betrieben und genutzt" werden, und fligt
dann an: "Die amerikanische Regierung hat der Bundesregierung zugesichert, dass ame -
rikanische Einsétze von unbemannten Luftfahrzeugen in keiner Weise von Deutschland
aus gesteuert oder durchgefiihrt wiirden und sédmtliche Entscheidungen lber Einsétze un-
bemannter Luftfahrzeuge durch die US-Regierung in Washington fielen. Jedwedes Han-
deln der Vereinigten Staaten von deutschem Staatsgebiet aus erfolge nach den Regeln
des geltenden Rechts."

Niemand hat behauptet, dass die US-Drohnenfliige von Deutschland aus gesteuert und
durchgefihrt wiirden. Durch Aussagen des Drohnen-Operators Brandon Bryant und meh-
rere Veroffentlichungen, auf die im IALANA-Brief hingewiesen wird, ist allgemein bekannt,
dass die Drohnen von Piloten von verschiedenen Flugplétzen in den USA aus gesteuert
werden, und nicht in Deutschland, sondern in der Néhe der jeweiligen Einsatzgebiete star-
ten und landen. Es trifft also zu, wenn die US-Regierung behauptet, die Drohnen-Einsétze
wirden von Deutschland aus weder gesteuert noch durchgefiihrt. Das ist auch nicht das
Problem. Aus der Grafik auf S. 1 geht allerdings hervor, dass alle Steuerungssignale, die
zu den Drohnen gehen, und alle Informationen, die von den Drohnen kommen, lber die
Satelliten-Relaisstation auf der U.S. Air Base Ramstein weitergeleitet werden. Ohne diese
Relaisstation kbnnte der vélkerrechts- und verfassungswidrige US-Drohnenkrieg (iber-
haupt nicht gefiihrt werden. Natiirlich féllt die letzte Entscheidung (ber die illegalen Droh-
nen-Morde in Washington, aber die Auswahl von Zielpersonen findet auch in Ramstein
und Stuttgart statt.

Aus genau den vélkerrechts- und verfassungswidrigen Griinden, die in dem IALANA-Brief
aufgefiihrt werden, ist die Bundesregierung — und wenn die sich weigert — der Deutsche
Bundestag verpflichtet, die vélkerrechts- und verfassungswidrige Nutzung der Air Base
Ramstein durch die vom Bundesministerium fiir Verteidigung erwédhnte Einzelfallpriifung
zu verhindern und, wenn das nicht méglich ist, die Air Base Ramstein zu schliel3en.

Die deutsche Friedensbewegung darf nicht hinnehmen, dass sich die Bundeskanzlerin
und ihre Minister/innen so billig aus der Affare ziehen und aus dem Bundestag keine einzi-
ge Reaktion kommt. Nur durch wachsenden &ffentlicher Druck — zum Beispiel durch viele
Unterschriften unter dem Ramsteiner Appell (http.//ramsteiner-appell.de/ ) und die Teilna-
me an Demos, wie der am 26.09. zur U.S. Air Base Ramstein (s. http://www.luftpost-
kl.de/luftpost-archiv/LP_13/LP17915_230915.pdf ) und Protestaktionen — kénnen die Bun-
desregierung und unsere Volksvertreter im Bundestag zum Einschreiten gegen das vél-
kerrechts- und verfassungswidrige Treiben auf unserem Territorium gebracht werden.

www.luftpost-kl.de
VISDP: Wolfgang Jung, Assenmacherstr. 28, 67659 Kaiserslautern
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	Die deutsche Sektion der International Association of Lawyers Against Nuclear Arms / IALANA (die Internationale Vereinigung der Juristen und Juristinnen gegen atomare, biologische und chemische Waffen – Für gewaltfreie Friedensgestaltung) hat am 17.05.2015 gleichlautende Briefe zu den Themen "Amerikanische Kriegsführung von deutschem Boden, Bundeswehr und Kampfdrohnen, Frieden durch Recht" an Bundeskanzlerin Angela Merkel, alle Bundesminister/innen und den Bundestag geschrieben.

